
Dort wird lediglich festgelegt, daß die Beiziehung eines 
der Gutachten, die dem Gericht auf Grund der vier 
bekannten naturwissenschaftlichen Untersuchungs­
methoden, darunter auch der Blutgruppenprüfung, zur 
Verfügung stehen, nur dann zulässig ist, wenn die vor­
angegangene Partei- oder Zeugenvernehmung und 
etwaige andere Beweismittel einen Sachverhalt ergeben 
haben, der eine weitere Beweiserhebung mittels der 
vier Untersuchungsmethoden geboten erscheinen läßt. 
Daraus ist nicht zu folgern, daß das Gericht den Beweis 
des Mehrverkehrs schon als endgültig erbracht ansehen 
muß, bevor es die Einholung eines Blutgruppengut­
achtens anordnen kann; denn nach Abs. 4 a. a. O. kommt 
die Einforderung eines Blutgruppengutachtens schon 
dann in Betracht, wenn das Kind von dem für den 
Mehrverkehr in Frage kommenden Mann erzeugt sein 
kann.

Allerdings wird in vielen Fällen die Aussage der 
Mutter des Kindes genügen, um die Annahme eines 
Mehrverkehrs auszuschließen, so daß in solchen Fällen- 
die Einholung eines Blutgruppengutachtens abgelehnt 
werden muß, weil es einen unzulässigen Ausforschungs­
beweis darstellen würde.

Im vorliegenden Fall sind jedoch die erforderlichen 
•Voraussetzungen für die Beiziehung eines Blutgruppen­
gutachtens gegeben. Nach Lage der Umstände durfte 
das Gericht die Aussage der Mutter des Klägers, soweit 
sie einen Mehrverkehr während der Empfängniszeit 
bestreitet, nicht bedenkenlos als glaubhaft ansehen. 
Vor allem durfte es die Tatsache, daß der ihr angeblich 
nicht näher bekannte „Karl-Heinz“ um Mitternacht an 
der Tür ihres Zimmers Einlaß begehrt hat, nicht unter 
Hinweis auf ihre Zeugenaussage als unbeachtlich an­
sehen. Dieses auffällige Verhalten des betreffenden 
Mannes kann nur dahin gedeutet werden, daß er mit 
der Mutter des Klägers geschlechtlich zu verkehren be­
absichtigte und auch Grund zu der Annahme hatte, sie 
werde ihm zu Willen sein. Wenn sie ihn in jener Nacht 
abgewiesen hat, so erklärt sich dies zur Genüge daraus, 
daß sich der Verklagte bei ihr aufhielt. Der Schluß, daß 
sie mit dem anderen Manne während der gesetzlichen 
Empfängniszeit geschlechtlich nicht verkehrt habe, läßt 
sich daraus nicht ziehen. Daß sie mit dem Manne näher 
bekannt war, gibt sie zu. — Die Bekanntschaft muß 
recht nah gewesen sein, sonst läßt sich das Verhalten 
des Mannes nicht erklären. Bei dieser Sachlage vermag 
auch die Vereidigung der Mutter des Klägers die sich 
aus dem Sachverhalt ergebende Vermutung eines Mehr­
verkehrs der Mutter des Klägers während der Emp­
fängniszeit nicht auszuräumen, ganz abgesehen davon, 
daß das Kreisgericht die Vereidigung, wenn überhaupt, 
erst hätte anordnen sollen, nachdem es von dem Er­
gebnis der Vernehmung durch den ersuchten Richter 
Kenntnis erlangt hatte. Das bisher vorliegende Beweis­
ergebnis bietet somit keinen Anhalt, der es rechtfertigte, 
von der beantragten Blutgruppenuntersuchung abzu­
sehen, dies auch dann nicht, wenn das Bezirksgericht 
die Aussage des Ehemannes der Mutter des Klägers für 
voll glaubwürdig hielt.

§ 11 Abs. 4 und 5 AnglVO; § 157 ZPO.
Die Justitiare der Deutschen Versicherungs-Anstalt 

können deren Versicherte sowohl in Anwalts- als auch 
Parteiprozessen vertreten.

In Fällen, in denen der Versicherte ein besonderes 
Interesse hat, durch einen von ihm selbst gewählten 
Anwalt vertreten zu sein, darf ihm der Versicherungs­
schutz nicht deshalb versagt werden, weil er neben 
dem Vertreter der DVA einen von ihm persönlich ge­
wählten Anwalt bevollmächtigt.

OG, Urt. vom 18. Juni 1956 - 2 Za 39/56.
Die Klägerin hat gegen den verklagten Rat des Kreises, bei 

dem sie beschäftigt war, beim Kreisarbeitsgericht das Urteil 
vom 22. Juni 1955 — KA 57/55 — erstritten, mit dem dieser zur 
Zahlung von Schadensersatz und Schmerzensgeld für einen 
von ihm verschuldeten Arbeitsunfall verurteilt wurde. Im 
Prozeß wurde der Verklagte laut Protokoll der mündlichen 
Verhandlung vom 4. Mai 1955 u. a. von dem Sachbearbeiter 
Sch. der Deutschen Versicherungs-Anstalt — im folgenden DVA 
genannt — vertreten.

Gegen dieses Urteil legte der Verklagte durch den Justitiar 
der Bezirksdirektion R. der DVA, der er bereits in erster In­
stanz — damals neben einem seiner Angestellten — Vollmacht 
erteilt hatte, fristgemäß Berufung ein. Er stellte dabei u. a. 
den Antrag, ihn gemäß § 11 AnglVO vom Anwaltszwang zu 
befreien, und wies dabei auf die Möglichkeit sachgemäßer 
Vertretung durch die DVA hin.

Diese Berufung hat das Bezirksarbeitsgericht mit Beschluß 
vom 27. August 1955 gern. § 519 b ZPO als unzulässig verworfen.

Es hat die Auffassung vertreten, daß eine Vertretung des Ver­
klagten durch einen Angestellten der DVA unzulässig sei. Der 
Verklagte könne nur durch eigene oder Angestellte seines 
übergeordneten Organs vertreten werden.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zur Entscheidung steht die Frage, ob eine der in § 11 

Abs. 5 AnglVO bezeichneten Parteien im Prozeß 
rechtswirksam durch einen Angestellten der volks­
eigenen DVA vertreten werden kann.

Wie der Kassationsantrag zutreffend ausführt, hat 
das Oberste Gericht sich mit dieser Frage bereits be­
faßt, und der 1. Zivilsenat hat sie mit seinem Urteil 
vom 10. März 1953 — 1 Uz 4/53 — bejaht. Dies ist, in 
Übereinstimmung mit der Auffassung des 1. Zivil­
senats und der schon seit längerer Zeit bestehenden 
Verfahrenspraxis beider Zivilsenate des Obersten Ge­
richts dahin zu verallgemeinern, daß grundsätzlich die 
Justitiare der DVA j e d e n  ihrer Haftpflichtversicher­
ten in einem gegen ihn gerichteten Schadensersatz­
prozeß vertreten können, wenn der Schadensfall unter 
den Versicherungsvertrag fällt.

Die Vorschrift des § 11 Abs. 4 AnglVO über die Be­
freiung vom Anwaltszwang bedeutet nicht, daß die 
befreite Partei nur persönlich verhandeln könnte. Eine 
solche Auffassung könnte erwogen werden, wenn die 
Befreiung ausschließlich natürlichen Personen erteilt 
werden könnte. Dann ließe sich die Meinung vertre­
ten, die Befreiung werde diesen Personen ausschließ­
lich deshalb erteilt, weil sie persönlich ausreichende 
Rechtskenntnisse besäßen und darauf vertraut werden 
könne, daß sie in ihrer Prozeßführung keine unan­
gemessenen Mittel anwendeten, also auf Grund von 
höchstpersönlichen Eigenschaften.

Eine solche Beschränkung der Befreiung vom An­
waltszwang auf natürliche Personen würde aber dem 
Sinn und Zweck des § 11 Abs. 4 AnglVO und seiner 
nunmehr bereits mehrjährigen einheitlichen Anwen­
dung bei beiden Zivilsenaten des Obersten Gerichts 
widersprechen. Während Befreiung vom Anwalts­
zwang für natürliche Personen auf Grund höchstper­
sönlicher Eigenschaften nur eine geringe praktische 
Bedeutung hat, wird sie regelmäßig Massenorgani­
sationen und Verbänden gewährt, die Träger gesell­
schaftlichen Eigentums sind, aber nicht unter § 11 Ab­
satz 5 AnglVO fallen. In derartigen Fällen würde aber 
die Auffassung, die vom Anwaltszwang befreite Par­
tei dürfe nur persönlich auftreten, sich aber nicht 
durch einen Nichtanwalt vertreten lassen, zu offen­
sichtlich unzuträglichen Ergebnissen führen. Sie würde 
nämlich bedeuten, daß dann die gesetzlichen Vertreter 
dieser Organisation — ihre Vorstandsmitglieder — per­
sönlich erscheinen müßten. Das würde diese wichtigen 
gesellschaftlichen Funktionäre nicht nur Aufgaben ent­
ziehen, die für ihre Organisation wesentlich bedeut­
samer sind als ein Prozeß mit mittlerem oder gar ge­
ringem Streitwert, sondern auch für die Prozeßfüh­
rung selbst nachteilig sein, da die Mitglieder des 
engeren Vorstandes von Organisationen dieser Art 
zweckmäßigerweise auf Grund ihrer politischen Eig­
nung, ihrer organisatorischen Fähigkeiten, gegebenen­
falls ihrer geschäftlichen Tüchtigkeit und ihres ins­
besondere durch Verdienste um die Organisation oder 
die Arbeiterklasse im allgemeinen erworbenen An­
sehens oder aus ähnlichen Erwägungen gewählt wer­
den, nicht aber unter dem Gesichtspunkt, ob sie er­
hebliche Rechtskenntnisse besitzen — eine Eigenschaft, 
die für ihre eigentliche Tätigkeit nicht von ausschlag­
gebender Bedeutung sein kann.

Es muß diesen Organisationen daher gestattet sein — 
und es ist ihnen auch bisher widerspruchslos gestattet 
worden —, sich bei Befreiung vom Anwaltszwang 
durch geeignete ihnen nahestehende Personen ver­
treten zu lassen. Bei den großen Organisationen, z. B 
Konsumgenossenschaften, werden hierfür meist rechts­
kundige Angestellte (Justitiare) in Betracht kommen. 
Immer wird aber dieser Weg nicht gangbar sein; so 
werden Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaf­
ten auch durch Angestellte der Räte ihres Kreises ver­
treten.

Die Befreiung vom Anwaltszwang hindert also die 
Prozeßpartei nicht, sich durch eine andere, ihr nahe­
stehende Person vertreten zu lassen.
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